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ANLAGE 1 
 

Universitätsstadt Gießen 

 

Bebauungsp lan Nr.  G 11  

„Margaretenhüt te“,  1 .  Änderung u .  Erwei terung 

 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 
3 Abs. 1 BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 
und 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen. 

 

Gießen, den 29.08.2022 

A.  FRÜHZE I T IGE  BETE I L IGUNG (VORENTWU RF )  

A.1. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 
03.12.2018 bis einschließlich 18.01.2019 

A.1.1. Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und 
 daher der Abwägung unterliegen: 

 Jan Fleischhauer (Radschnellweg) (17.01.2019) 
 Mehmet Resat Badilli (Betreutes Wohnen) (18.01.2019) 

 

A.1.2. Stellungnahme, die berücksichtigt werden konnten und daher 
 keiner Abwägung unterliegen: 

Keine 

 

A.1.3. Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und 
 Hinweise: 

Keine 
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A.2. Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB vom 03.12.2018 bis einschließlich 25.01.2019 

A.2.1. Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und 
 daher der Abwägung unterliegen: 

 Landesamt für Denkmalpflege Hessen (20.12.2018) 
 Regierungspräsidium Gießen (24.01.2019) 
 Stadtwerke Gießen AG (21.01.2019) 
 Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (21.08.2018) 

 

A.2.2. Stellungnahme, die berücksichtigt werden konnten und daher 
 keiner Abwägung unterliegen: 

 Avacon Netz GmbH (15.01.2019) 
 Deutsche Bahn AG (23.01.2019) 
 Hessen Mobil Straßen und Verkehrsmanagement (21.01.2019) 
 Mittelhessische Wasserbetriebe (25.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Jugendamt (31.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Ordnungsamt (23.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Rechtsamt (29.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Umweltamt (25.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Vermessungsamt (17.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Wirtschaftsförderung (24.01.2019) 

 

A.2.3. Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und 
 Hinweise: 

 Amt für Bodenmanagement Marburg (22.01.2019) 
 Deutsche Telekom Technik GmbH (25.01.2019) 
 Deutscher Wetterdienst (12.12.2018) 
 Eisenbahn-Bundesamt Frankfurt (17.12.2018) 
 Energienetz Mitte GmbH (06.12.2018) 
 Ericsson GmbH (20.12.2018) 
 Handwerkskammer Wiesbaden (12.12.2018) 
 IHK Gießen Friedberg (21.01.2019) 
 Landkreis Gießen (03.01.2019) 

 Lahn Dill Kreis (13.12.2018) 
 Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen (05.12.2018) 
 PLEdoc GmbH (10.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Amt für Brand- und Bevölkerungs-

schutz (23.01.2019) 
 Universitätsstadt Gießen – Behindertenbeauftragter 

(19.12.2018) 
 Universitätsstadt Gießen – Liegenschaftsamt (17.12.2018) 
 Stadt Wetzlar (25.01.2019) 
 TenneT TSO GmbH (11.12.2018) 
 Wasserverband Kleebach (11.12.2018) 
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B .  OFFENLAGE  ( ENTWU RF )  
 

B.1. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 
10.01.2022 bis einschließlich 11.02.2022 

B.1.1. Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher 
der Abwägung unterliegen: 

 KLN Rechtsanwälte für Johanniter Luftrettung (11.02.2022) 
 REMONDIS Mittelhessen GmbH (11.02.2022) 
 HFK Rechtsanwälte für Ferrum Recycling GmbH (15.02.2022) 

 

B.1.2. Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise: 

 Keine 

 

B.2. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
vom 10.01.2022 bis einschließlich 11.02.2022 

 
B.2.1. Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher 

der Abwägung unterliegen: 
 

 Deutsche Bahn AG (11.02.2022) 
 
B.2.2. Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten und daher keiner 

Abwägung unterliegen: 
 

 Avacon Netz GmbH (19.01.2022) 
 Regierungspräsidium Kassel, Luftfahrtbehörde (28.02.2022) 
 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (18.01.2022) 
 Verkehrsgesellschaft Lahn-Dill-Weil mbH (20.01.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (20.01.2022) 
 Landkreis Gießen (24.01.2022) 
 Hessen Mobil (07.02.2022) 
 Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (08.02.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Radverkehrsbeauftragte 

(09.02.2022) 

 Universitätsstadt Gießen, Vermessungsamt, Umlegungsstelle 
(09.02.2022) 

 Mittelhessische Wasserbetriebe (11.02.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Straßenverkehrsbehörde 

(11.02.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Umweltamt (11.02.2022) 
 Regierungspräsidium Gießen (10.02.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Tiefbauamt (16.02.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Hochbauamt, Untere Denkmalschutzbe-

hörde (04.03.2022) 
 

  
 

B.2.3. Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hin-
weise: 

 Fernstraßenbundesamt (07.01.2022) 
 Stadtreinigungs- und Fuhramt (10.01.2022) 
 Handwerkskammer Wiesbaden (12.01.2022) 
 Ericsson Service GmbH (13.01.2022) 
 PLEdoc GmbH (14.01.2022) 
 Eisenbahn-Bundesamt (14.01.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Liegenschaftsamt (17.01.2022) 
 Deutscher Wetterdienst (19.01.2022) 
 Lahn-Dill-Kreis (19.01.2022) 
 EAM Netz GmbH (19.01.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz 

(01.02.2022) 
 IHK Gießen-Friedberg (03.02.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragter (04.02.2022) 
 Amt für Bodenmanagement Marburg (09.02.2022) 
 Stadt Linden (09.02.2022) 
 Hessen Forst (11.02.2022) 
 Universitätsstadt Gießen, Jugendamt (11.02.2022) 
 Stadt Wetzlar (14.02.2022) 
 Landesamt für Denkmalpflege Hessen (15.03.2022) 
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B.2.4. keine Stellungnahme abgegeben haben: 

 HessenARCHÄOLOGIE 

 Hotel- u. Gaststättenverband DEHOGA 

 Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland 

 Hessische Gesellschaft für Ornithologie u. Naturschutz 

 Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V. 

 Naturschutzbund Deutschland e.V. 

 Kreisbauernverband Gießen e.V. 

 Polizeipräsidium Mittelhessen, Regionaler Verkehrsdienst 

 Deutsche Telekom Technik GmbH 

 Mittelhessen Netz GmbH 

 Stadtwerke Gießen AG 

 Gemeinde Heuchelheim 

 Universitätsstadt Gießen, Schulverwaltungsamt 

 Universitätsstadt Gießen, Gartenamt 

 Universitätsstadt Gießen, Sportamt 

 Universitätsstadt Gießen, Frauenbeauftragte 

 Universitätsstadt Gießen, Rechtsamt 

 Autobahn GmbH 

Hinweis zur Anordnung der Stellungnahmen 

Zur verbesserten Handhabung und Übersicht werden die abzuwägenden Stel-
lungnahmen der einzelnen Beteiligungsschritte entgegen der oben aufgeführ-
ten Zusammenstellung in der folgenden Weise angeordnet: 

 

1. Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der Offenlage und frühzeitigen 
Unterrichtung und,  

hintereinander aufgeführt nach jeweils Stellung nehmendem/r Bür-
ger/in 

2. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange aus der Offenlage 
und frühzeitigen Unterrichtung, 

    hintereinander aufgeführt nach jeweils Stellung nehmendem TÖB 
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OFFENLAGE DES BEBAUUNGSPLANENTWURFES 
 
10. Januar 2022 bis einschließlich 11. Februar 2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Johanniter Luftrettung, vertreten durch KLN Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
11.02.2022 

 

Behandlungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 

① Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Laut Einschätzung 
des Magistrates führt die Planänderung zu keinen weiteren Ein-
schränkungen des Rettungshubschrauber-Betriebes. 
 
Die Planänderung belässt die vorherige Gewerbegebiet—Festsetzung 
(GE) aus dem Altplan von 1976. Der Hubschrauberlandeplatz wurde 
nach Luftverkehrsrecht im GE genehmigt, daher gilt für diesen der Be-
standsschutz. 
Die Planänderung führt, auch durch anderweitig geänderte Festsetzun-
gen, z.B. zu zulässigen Gebäudehöhen im An-/Abflugkorridor, nicht 
zu Betriebseinschränkungen des Hubschrauberlandeplatzes. 
Die Lärmverträglichkeit des Hubschrauber-Standortes wurde nachge-
wiesen. 
 
 

② Der Anregung wird gefolgt. 
 
Ein entsprechender Hinweis auf die besondere (gewerbliche) Nutzung 
wird in die Planzeichnung aufgenommen, es erfolgt jedoch keine Um-
widmung des GE (z.B. in Fläche mit besonderem Nutzungszweck). 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Johanniter Luftrettung, vertreten durch KLN Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
11.02.2022 

 
Allgemein: 
Aufgrund der Hinweise der Kanzlei wurde eine Abstimmung der 
genauen Anforderungen des Rettungshubschrauber-Betriebes mit 
dieser, der Johanniter Luftrettung sowie auch der Luftfahrtbehörde 
beim RP Kassel vorgenommen. Dabei wurde auch konkret auf 
ein fünfgeschossig geplantes Neubauvorhaben auf einem im An-
/Abflugkorridor liegenden Baugrundstück abgezielt, weshalb 
auch die Bauherrschaft eingebunden wurde. 
Es wurde einvernehmlich festgestellt, dass die dort geplante und 
grundsätzlich schon bisher zulässige Gebäudehöhe von rd. 20m 
über Gelände nicht in Konflikt mit dem Hubschrauber-Flugkorri-
dor gerät. 
Der vom Hubschrauber ausgehende Lärm von über 85 dB(A) 
kann aber mit bestimmten im Gewerbegebiet zulässigen Nutzun-
gen, wie z.B. Beherbergungsbetriebe oder als solche eingeord-
nete Boardinghäuser, in Konflikt geraten. Hierzu müssen auf der 
Umsetzungs-Ebene der Bauberatung, fachlichen Begutachtung 
und in den bauaufsichtlichen Verfahren Lösungen gefunden wer-
den, die den Bestandsschutz des Rettungshubschrauberbetriebes 
berücksichtigen.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

① Der Aussage, der Entwurf leidet (mindestens) an formellen 
Mängeln, wird widersprochen. Die Belange der Fa. Ferrum Re-
cycling GmbH werden im Änderungsverfahren ausreichend be-
rücksichtigt. Die Schilderung der Andienungsprobleme bezieht 
sich insbesondere auf rechtskräftig getroffene Festsetzungen, die 
nicht geändert werden. 

Die Einschätzung, dass formelle Mängel vorliegen, bezieht sich offen-
sichtlich nicht auf den Verfahrensablauf mit seinen formellen Erforder-
nissen, z.B. zu Bekanntmachungen und Beteiligungsfristen. Es wird auf 
die laufende Rechtsprechung zu den Aspekten 

- Ermittlung und Bewertung der Planungsgrundlagen, 
- Abwägungsgrundsätze, insbesondere auch Berücksichtigung 

privater, wirtschaftlicher Belange und 
- Bestandsschutz sowie Baufreiheit gemäß Art. 14 GG 

abgezielt.  

Diese Einwände verkennen allerdings grundsätzlich, dass es sich bei 
dem kritisierten Bebauungsplan(verfahren) um ein (1.) Änderungsver-
fahren handelt, das nur relativ wenige Festsetzungen des seit 1976 
rechtswirksamen Altplanes ändert bzw. im Teilbereich der Fa. Ferrum 
Recycling GmbH nur Änderungen vorsieht, die zur verbesserten oder 
flexibleren Ausnutzung des bisher vorhandenen Baurechtes führen.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

noch ① 
Die Einschätzung einer „Ermittlungsfehleinschätzung“ beim Belang des 
Verkehres kann nicht nachvollzogen werden. 
Die Fa. Ferrum Recycling GmbH wird verkehrlich ausschließlich über 
die städtische Straße Margaretenhütte angebunden, die  
a) auf fast ihrer ganzen Länge, also auf rd. 1.200m, seit etlichen Jah-

ren für eine grundhafte Sanierung mit z.B. Anlage durchgehender, 
beidseitiger Gehwege, Radverkehrsanlagen und einer angemesse-
nen Begrünung ansteht, 

b) auf Höhe der Ferrum-Grundstückszufahrt nur auf knapp 10m Breite 
und ohne erkennbare Abtrennung von Gehwegen, d.h. nicht ver-
kehrsgerecht ausgebaut vorhanden ist. 

 
Über die Ziele und Förderungsmöglichkeiten des ISEK wird es in den 
nächsten Jahren leichter und schneller möglich sein, den grundhaften 
Straßenumbau anzugehen. 
Bei der bisherigen und noch anstehenden konkreteren Erschließungs-
planung innerhalb der – im Vergleich zum Altplan – unverändert fest-
gesetzten Verkehrsflächen wird es darauf ankommen, die hier vorge-
tragenen privaten Belange bezüglich einer ausreichenden Erschließung 
des Gewerbebetriebes mit den generellen Anforderungen an eine mo-
derne und allen Verkehrsteilnehmer/-innen gerecht werdende Verkehrs-
planung in Übereinklang zu bringen. 
Durch die derzeit anlaufende Sanierung und den Ausbau der 2. Bahn-
brücke über der Lahnstraße wird eine verbesserte insbesondere LKW-
Anbindung des gesamten Plan(änderungs)gebietes an das überörtliche 
Verkehrsnetz erreicht.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

noch ① 

Der Hinweis auf einen Flächenbedarf in öffentlichen Verkehrsflächen 
für Parkzwecke wird bei der Erschließungsplanung berücksichtigt. Hier-
bei geht es allerdings um den allgemeinen Parkbedarf und nicht um 
eine eventuell damit gemeinte Auslagerung von Park- oder Wartemög-
lichkeiten zur Andienung eines Gewerbebetriebes. Falls hier tatsäch-
lich ein Flächenbedarf für wartende LKW nicht im Rahmen der seit 
2020 beabsichtigten Umbaumaßnahmen auf dem Betriebsgelände 
(zur Kapazitätserweiterung) geschaffen und deshalb außerhalb nach-
gewiesen werden muss, so wird die Stadt ein entsprechendes Angebot 
außerhalb der Flächen für den fließenden/gehenden Verkehr prüfen. 

Der aufgeführte (scheinbare) Widerspruch zwischen der festgesetzten 
Pflanzachse und dem in der Planbegründung erwähnten Planungsziel 
eines verkehrsgerechten Ausbaus existiert nicht, da die Pflanzachse im 
Bereich des Ferrum-Grundstückes im Altplan wie auch in der 1. Planän-
derung ausschließlich auf der privaten Grundstücksfläche festgesetzt 
wurde/wird. 

Und die in einer unmittelbar am Straßenrand stehenden (ehemals 
bahnseitig angedienten) Halle befindlichen, derzeit ungenutzten Verla-
detore müssen natürlich bei der Erschließungsplanung ebenfalls im 
Rahmen ihres genehmigungsrechtlichen Bestandsschutzes anfahrbar 
verbleibend berücksichtigt werden. Die Planänderung führt auch dies-
bezüglich nicht zu einer Verschlechterung. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

② Der Hinweis auf eine schwierige Verkehrssituation wird zur 
Kenntnis genommen. Die Anregung, auf die verkehrliche Situa-
tion Rücksicht zu nehmen, wird in der Erschließungsplanung nach 
Möglichkeit berücksichtigt. 

Der Stadt Gießen ist die verkehrliche Situation, insbesondere der Rück-
stau vom Betriebsgelände in den öffentlichen Straßenraum, im Bereich 
Margaretenhütte 48+50 bekannt. Um die Fahrzeugschlange vor dem 
Tor zu verringern, wird eine Verlegung der Waage innerhalb des Be-
triebsgeländes der Fa. Ferrum angeregt, die im Zuge des seit 2020 an-
gedachten Umbaus zur Kapazitätserweiterung realisiert werden könnte 
und den Rückstau auf Privatgrund verlagern würde. Alternativ wäre 
eine Unterbringung von 1-2 LKW-Warteplätzen auf städtischem Grund, 
(Randparzelle Flur 8 170/1) außerhalb der auszubauenden Verkehrs-
fläche, möglich, wenn die Fa. Ferrum diese Ausbaumaßnahme über-
nimmt. Die Verkehrsfläche der Straße Margaretenhütte wird im betref-
fenden Abschnitt gegenüber der bisher festgesetzten Verkehrsfläche 
nicht geändert. Somit wird ein seit der Rechtskraft des alten Bebau-
ungsplans vorhandenes (Straßen-)Baurecht lediglich weitergeführt. 
 
Die Halle Margaretenhütte 48 befindet sich direkt am Straßenrand und 
weist drei Tore mit Andienungsrampen auf. Älteren Luftbildern ist zu 
entnehmen, dass die nach dem Krieg errichtete Halle die längste Zeit 
per Bahn angedient wurde und dies längsseitig über die seitlichen 
Schiebetüren der Güterwaggons erfolgt ist, was daher auch per LKW 
möglich sein müsste. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

noch ② 

Die noch ausstehende konkrete Erschließungsplanung könnte hier wei-
tere Lösungen aufzeigen. Eine Senkrechtaufstellung andienender LKW 
ist jedoch auf den Fall zu vermeiden, da der Straßenverkehr jederzeit 
aufrechterhalten werden muss. 
 
Denkbar wäre sicherlich auch die Option, die Halle im Zuge der beim 
RP beantragten Erweiterungsplanung für die Lagerkapazitäten zu be-
seitigen. 
 
Die angeregten Lösungsvarianten (Abbiegespur, Halte-/Parkzone, Er-
haltung des Status-Quo) sollen bei der demnächst anstehenden Konkre-
tisierung der Erschließungsplanung zum endgültigen Ausbau der 
Straße Margaretenhütte geprüft werden. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

③ Der Aussage, dass bzgl. des Belanges der Wirtschaft eine Er-
mittlungsfehleinschätzung vorliegt, wird widersprochen.  

Bereits im „alten“ Bebauungsplan war eine Baumanpflanzung entlang 
der Straße Margaretenhütte auch auf dem (heutigen) Ferrum-Grund-
stück festgesetzt worden. Diese wird weiter aufrechterhalten, um ein 
ausgeglichenes Stadtklima, die Biotopvernetzung für wildlebende Tiere 
sowie ein besseres Stadtbild zu fördern, jedoch zu Gunsten der Ge-
werbetreibenden gegenüber der Alt-Festsetzung reduziert und flexibili-
siert (siehe unten zu 6).  

Weder die Gebietsart GE noch die Ausnutzungsziffern (GRZ/GFZ) än-
dern sich und führen zur Einschränkung des vorhandenen Baurechtes.  

Statt der Südtangente im Altplan hat die Fa. Ferrum mit der Planände-
rung bis zu 1.500 m² planungsrechtlich legalisierte zusätzlich überbau-
bare oder nutzbare Grundstücksfläche auf dem Baugrundstück. 

      
Planänderung (Entwurf, 2022)   Altplan (1976) 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

④ Der Einschätzung, dass die getroffenen Anpflanz-Festsetzun-
gen einen Eingriff in Art. 14 Abs. 1 GG darstellen, wird entschie-
den widersprochen. Diese Festsetzung ist unter Berücksichtigung 
wirtschaftlicher (Eigentümer-)Belange angemessen und reduziert 
die diesbezüglichen Vorgaben des Altplanes. 

Die festgesetzte Achse zur Anpflanzung oder zur Erhaltung von Stra-
ßenräumen stellt, auch wenn sie auf Privatgrundstücken verläuft, keinen 
Eingriff in die Baufreiheit gemäß GG dar. Auf die Ausführungen des 
Art. 14 Abs. 2 GG wird diesbezüglich verwiesen. Demnach gilt es 
(auch in Gießen) als städtebaulicher Grundsatz, dass außerhalb von 
Kerngebieten und außergewöhnlichen Lagen/Situationen jedes Bau-
grundstück auch einen Grünanteil aufweisen sollte, was übrigens auch 
auf dem Ferrum-Grundstück mit einem Anteil zwischen 5-10% der Fall 
ist. Die Festsetzung einer beidseits straßenbegleitenden Baumallee 
dient der städtebaulich-stadtgestalterischen Strukturierung und Aufwer-
tung, auch im ISEK-Sinne – weshalb bei Neuanlagen derzeit sogar 
eine Förderung möglich ist. Die Baum-Neuanpflanzungen werden ge-
mäß den auch am GG orientierten Bestimmungen des Bestandsschut-
zes erst im Fall genehmigungspflichtiger Änderungen erforderlich und 
können bei der seit 2020 angestrebten Neuordnung des Baugrundstü-
ckes zur Kapazitätserweiterung problemlos berücksichtigt und umge-
setzt werden. 

Gegenüber den Festsetzungen des Altplanes müssen auch nicht mehr 
bis zu 35, sondern nur noch etwa 22 neue Bäume angepflanzt und 
können auch erstmals gefördert werden. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

noch ④ 

Der Altplan setzt eine Baumallee mit einem ausschließlichen Pflanzab-
stand von 10 m fest, wohingegen die Planänderung eine Flexibilisie-
rung des Pflanzabstandes (10 m – 15 m) und der Baumstandorte be-
deutet. Diese sind nicht nur auf dem Privatgrundstück, sondern auch im 
Bereich der Straßenverkehrsfläche zulässig, was gemäß der bisherigen 
Vorplanung rund 2 – 3 Bäume, die dort und nicht auf dem Grundstück 
der Fa. Ferrum angepflanzt werden können, bedeutet. Die Planände-
rung bedeutet außerdem den Wegfall der Pflanzpflicht von 10 Bäumen 
auf dem nördlichen Ferrum-Grundstück entlang der bisher dort festge-
setzten Südtangente, was eine erhebliche Reduzierung der bisher gel-
tenden Pflanzverpflichtungen zu Gunsten der Betriebsinteressen führt. 
Somit stellt die Planänderung durch gelockerte Festsetzungen keine 
Verschlechterung, sondern eine Erleichterung für die Fa. Ferrum dar. 

Für die notwendigen Zufahrten kann der Regelabstand der Baumpflan-
zungen entlang der Erschließungsstraßen unterbrochen werden. Eine 
Anregung zur Entschärfung des Verkehrsproblems wurde bereits unter 

② abgegeben. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

⑤ Die Einschätzung, ein Verstoß gegen den Anliegergebrauch 
käme in Betracht, wird nicht geteilt. 

Das Anwaltsportal anwalt24.de (Wolters Kluwer Deutschland GmbH) 
beschreibt das Stichwort „Straßenanliegergebrauch“ wie folgt (Stand 
27.04.2022): „Der erlaubnisfreie Anliegergebrauch umfasst eine nach 
der Verkehrsanschauung unter Berücksichtigung der örtlichen Gege-
benheiten angemessene Nutzung des öffentlichen Straßenraums durch 
den Anlieger, soweit diese Benutzung den Gemeingebrauch nicht dau-
ernd ausschließt, erheblich beeinträchtigt oder in den Straßenkörper 
eingreift.“ 

Ein für die Ferrum-Zwecke ausreichender straßenbaulicher Zustand ist 
in der Straße Margaretenhütte vorhanden. Die Rückstaus im Straßen-
raum durch wartende Fahrzeuge stellen jedoch eine erhebliche Beein-
trächtigung der Nutzbarkeit dar. Der Magistrat geht davon aus, dass 
die Bebauungsplanänderung und die angelaufene Erschließungspla-
nung zum Endausbau der Straße Margaretenhütte gerade dazu führen-
werden, dass die angemessene gewerbliche Nutzung des Grundeigen-
tums an der Straßennutzung und ein ausreichender straßenbaulicher 
Zustand erst nach dem Endausbau hergestellt/gesichert werden. Somit 
wirken die städtischen Planungen betriebsförderlich. Die angelaufenen 
Sanierungen der beiden Bahnbrücken über die Lahnstraße stellen zu-
dem eine künftig ordnungsgemäße und weitgehend störungsfreie Ab-
wicklung des LKW-Verkehrs auch zu/von diesem Grundstück sicher. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

⑥ Die Auffassung, die Anpflanzachsen gingen zulasten der Ver-
kehrssituation, wird nicht geteilt.  

Die geändert festgesetzten Pflanzachsen befinden sich im Bereich des 
Ferrum-Grundstückes ausschließlich auf Privatgrund und engen somit 
nicht den Spielraum für den Straßenausbau ein. 

Die neue Pflanzfestsetzung ist auch gegenüber der bisher geltenden fle-
xibler und erzeugt weniger Flächenbedarf.   

  

                

Planänderung (Entwurf, 2022)   Altplan (1976) 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Ferrum Recycling GmbH, vertreten durch HFK Rechtsanwälte, Stellungnahme vom 
15.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

REMONDIS Mittelhessen GmbH, Stellungnahme vom 11.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

REMONDIS Mittelhessen GmbH, Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

① Die Einschätzung der Fa. Remondis, als einer der maßgebli-
chen Emittenten im Planänderungsgebiet, dass die Planänderung 
in Bezug auf die benachbart im verbleibenden Gewerbegebiet 
vorhandenen Wohnnutzungen die betrieblichen Schutzanforde-
rungen berücksichtigt, wird begrüßt. 

Bei den Wohngebäuden bzw. teilweise allgemeinen (also nicht (mehr) 
betriebsbezogenen) Wohnnutzungen im Bachweg handelt es sich um 
die teils Jahrzehnte alte Bestandsnutzung im festgesetzten Gewerbege-
biet, die zwar genehmigungsrechtlichen Bestandsschutz genießt, je-
doch planungsrechtlich legalisiert werden soll.  

Nach gutachterlicher Überprüfung einer im Änderungs-Vorentwurf vor-
gesehenen Legalisierungs-Variante in Form der Festsetzung eines Urba-
nen Gebietes mit untergeordnetem Wohn-Nutzungsanteil, wurde zum 
Änderungsentwurf wieder das bisher geltende Gewerbegebiet vorge-
sehen. Die Wohngebäude/-nutzungen wurden in der Plankarte auf der 
Rechtsgrundlage des § 1 Abs. 10 Baunutzungsverordnung durch eine 
rote Umrandung gekennzeichnet und zudem festgesetzt, dass keine 
weiteren Wohneinheiten geschaffen werden dürfen und die Immissi-
onsbelastung eines Gewerbegebietes hingenommen werden muss. So-
mit wurden die Bestands-Wohnnutzung planungsrechtlich legalisiert 
und gleichzeitig die Gebietserhaltungs-Ansprüche benachbarter Ge-
werbe- und Entsorgungsbetriebe ausreichend berücksichtigt. 

Im August 2022 wurde dem Magistrat ein Antrag der Fa. Remondis 
gemäß § 16 Abs. 1 Bundesimmissionsschutzgesetz auf Genehmigung 
für eine Optimierung der Betriebsabläufe vorgelegt. In den hierin ent- 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

REMONDIS Mittelhessen GmbH, Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

noch ① 

haltenen gutachterlichen Aussagen zur künftigen Lärm-, Geruchs- und 
Staubentwicklung werden, bei Beibehaltung der Betriebskapazitäten 
zur Lagerung und Behandlung von Althölzern und Grünschnitt, deutli-
che Verbesserungen der Emissionswerte und die teils sichere Einhal-
tung der Grenzwerte für ein Gewerbegebiet prognostiziert.  

② Der Anregung wird entsprochen.  
Die Textlichen Festsetzungen definieren unter Punkt A 1.1.4, dass nur 
die vorhandenen Wohnnutzungen im Bestand zulässig sind. In Gewer-
begebieten sind gem. § 8 BauNVO keine Wohngebäude zulässig. 
Ausnahmsweise sind zudem Wohnungen für Betriebsinhaber oder Auf-
sichtspersonal in baulich untergeordnetem Rahmen zulässig.  
Ein Bebauungsplan kann grundsätzlich keine Baulasten festsetzen. Dies 
obliegt der Entscheidung der Bauaufsichtsbehörde in konkreten Geneh-
migungsverfahren. 

③ Die Anregung, wonach Verwaltungsgebäude möglichst weit 
vom Holzlagerplatz entfernt errichtet werden sollen, wird im Rah-
men der Objektplanung so weit wie möglich entsprochen. 
Beim angesprochenen Nachbargrundstück handelt es sich um ein 
durch die Planänderung umgewidmetes Gewerbegebiet („GE 1“). Dort 
wurde bereits vor Planreife der 1. Planänderung ein Gewerbebetrieb 
mit einer KFZ-Werkstatt und –Ausstellungsräumen sowie Büronutzung 
im Obergeschoss genehmigt. In diesem Genehmigungsverfahren 
wurde auch auf die benachbarte Nutzung und deren Schutzansprüche 
hingewiesen.  



 

Universitätsstadt Gießen, Bebauungsplan GI 04/22 „Seltersberg II“, 1. Änderung 24 

  
Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

REMONDIS Mittelhessen GmbH, Stellungnahme vom 11.02.2022 

 
noch ③ 
Falls die südwestlich des Remondis-Areals statt einer bisherigen Versor-
gungsfläche jetzt festgesetzte Gemeinbedarfsfläche, in der u.a. ein 
Kundenzentrum der Mittelhessischen Wasserbetriebe entstehen soll, ge-
meint ist, so gilt Folgendes: 
Verwaltungsgebäude sind in Gemeinbedarfsflächen zulässig und kön-
nen daher überall innerhalb der festgesetzten Baugrenzen errichtet 
werden. Der Anregung, wonach die Gebäude möglichst weit vom 
Holzlager der Fa. Remondis Mittelhessen GmbH errichtet werden soll-
ten, wird insofern entsprochen, dass bei der noch anstehenden konkre-
ten Bauplanung für das (städtische) MWB-Kundenzentrum eine mög-
lichst verträgliche Lösung und auch eine Vorabstimmung mit der Fa. Re-
mondis hierüber angestrebt werden. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Avacon Netz GmbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Avacon Netz GmbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 

Behandlungsvorschlag: 

① Dem Hinweis wird entsprochen. 

Es wurde nachrichtlich ergänzt, dass Arbeiten und geplante Bebauung 
innerhalb der Leitungsschutzbereiche mit dem jeweiligen Betreiber im 
Detail abzustimmen sind. 

Im Planänderungs-Geltungsbereich verläuft die 110 kV-Hochspan-
nungsleitung der Fa. Avacon Netz GmbH über 

- Verkehrs- und Grünflächen sowie einen Sportplatz, 
- ein bereits (mit einem Wohngebäude) bebautes Grundstück an 

der Ecke Lahnstraße/Bachweg, 
- unbebaubar verbleibende Grundstücksfreiflächen eines Gewer-

bebetriebes sowie der geplanten Gemeinbedarfsfläche (MWB-
Kundenzentrum) und 

- die zur langfristigen Erweiterung des Klärwerkes verbleibende 
Versorgungsfläche. 

Bauliche Veränderungen und ein diesbezüglicher Abstimmungsbedarf 
sind somit nur mittelfristig im Zuge der Klärwerks-Erweiterungsplanung 
zu erwarten und werden als unproblematisch bewertet. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Avacon Netz GmbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 

 
Behandlungsvorschlag: 
 
      Da sämtliche sonstigen Hinweise auf mögliche Auswirkungen 
und Schutzanforderungen der Hochspannungsleitung gemäß der 
unter 1 aufgeführten Betroffenheitsanalyse im Planänderungsge-
biet lediglich Bauvorhaben der MWB betreffen, wird die Stellung-
nahme dem städtischen Eigenbetrieb zur Kenntnis gegeben, um 
diese Anforderungen bei der konkreten Objektplanung zu be-
rücksichtigen.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Avacon Netz GmbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Avacon Netz GmbH, Stellungnahme vom 15.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Avacon Netz GmbH, Stellungnahme vom 15.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

① Dem Hinweis wird entsprochen (siehe oben). 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Avacon Netz GmbH, Stellungnahme vom 15.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Kassel, Luftfahrtbehörde, Stellungnahme vom 28.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Kassel, Luftfahrtbehörde, Stellungnahme vom 28.02.2022 

 

Behandlungsvorschlag: 
 

① Der Anregung, die durch die Planänderung ermöglichte Erhö-
hung der Gebäude im An- und Abflugsektor sowie im festgesetz-
ten Teilbereich A auf ihre Auswirkungen hinsichtlich eines zu si-
chernden Hubschrauber-Betriebes zu prüfen, wurde gefolgt. 
Auch bei einer maximal zulässigen Gebäudehöhe von 21,5 m er-
geben sich aus Sicht des Magistrates keine Konflikte. Die Luft-
fahrtbehörde soll in relevanten Baugenehmigungsverfahren ein-
gebunden werden. 
In der angesprochenen Festsetzung A 1.3 wird die zulässige Ge-
bäudehöhe auf 21,0 m reduziert. 
Der Hubschrauberlandeplatz unterliegt mit den genehmigten Neigun-
gen für An- und Abflug dem Bestandsschutz. Auswirkungen auf dem 
Flugbetrieb sind somit ausgeschlossen. Der Magistrat wird bei künfti-
gen Bauvorhaben und in Genehmigungsverfahren diese Anforderun-
gen berücksichtigen, eine Vorabstimmung mit der Luftfahrtbehörde 
empfehlen und diese in die Genehmigungsverfahren einbinden. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Kassel, Luftfahrtbehörde, Stellungnahme vom 28.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
noch ①  
Die Planänderung mit ihrer gegenüber dem Altplan geringfügig geän-
derten Festsetzung zur zulässigen Gebäudehöhe führt nicht zwingend 
oder im gravierenden Umfang zu höheren Gebäuden. Schon im Alt-
plan wurde in den Gewerbegebieten mit zulässigen 2 Vollgeschossen 
eine ausnahmsweise Zulässigkeit für weitere Vollgeschosse festgesetzt, 
aber auf eine absolute Höhenbegrenzung der gewerblichen Gebäude 
verzichtet. Dies hätte bei bestimmten gewerblichen Nutzungen, z.B. 
mit Lagerhaltung, durchaus schon zu einer Gebäudehöhe von ca. 20m 
führen können.  
Die Planänderung sah im Entwurf hierzu lediglich die Ergänzung einer 
zulässigen absoluten Gebäudehöhe von 21,5m vor. Sie wird im Rah-
men der Abwägung zum Satzungsbeschluss aber aufgrund der luft-
fahrtrechtlichen Anforderungen auf 21,0m maximale Gebäudehöhe re-
duziert und wegen der inzwischen erfolgten Vorabstimmung eines 
städtebaulich erwünschten Neubaukonzeptes auf zusätzliche 2 zuläs-
sige Vollgeschosse ODER die Einhaltung der (reduzierten) Gebäude-
höhe flexibilisiert. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Kassel, Luftfahrtbehörde, Stellungnahme vom 28.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
 noch ① 
Eine Überprüfung des Neubaukonzep-
tes auf dem Baugrundstück, auf dem zur 
Einleitung des Planänderungsverfahrens 
noch eine Bordell-Nutzung angefragt 
wurde, an Hand der in der Stellung-
nahme der Luftfahrtbehörde aufgeführ-
ten Anforderungen, der vorliegenden 
Bauantrags—Vorabzüge sowie der tat-
sächlichen Höhenverhältnisse hat einen 
Mindestabstand des an- oder abfliegen-
den Rettungshubschraubers vom höchs-
ten geplanten Gebäudepunkt von rd. 
7,5m (Höhenunterschied), bei einem 
Seitenabstand von mind. 10m ergeben. 
Der Bauherrschaft wurde aber dennoch 
eine Vorabstimmung mit der Luftfahrtbe-
hörde empfohlen und diese auch noch 
vom Magistrat vor Einreichung des Bau-
antrages eingebunden. 

An-/Abflugkorridore des 
Rettungshubschraubers 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Kassel, Luftfahrtbehörde, Stellungnahme vom 28.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
② Die Auswirkungen des Flugbetriebes auf die nähere Umge-
bung wurden im Planänderungsverfahren von zwei verschiede-
nen Gutachterbüros untersucht und als vertretbar bewertet. 
Bereits im luftfahrtrechtlichen Genehmigungsverfahren wurde die Ver-
träglichkeit des Flugbetriebes auch im Bereich der weiter entfernt lie-
genden Wohn- und Mischgebiete sowie nachts nachgewiesen. 
 
Die Bauherrschaft des o.g. Neu-
bauvorhabens wurde auf die 
Problematik eines Hubschrau-
berlärmes (85,7dB(A) im Nah-
bereich hingewiesen. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, Stellungnahme vom 18.01.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
① Der Anregung, wonach eine zusätzliche Bushaltestelle zwingend 
festzusetzen ist, kann nicht entsprochen werden. 
Eine Bushaltestelle kann grundsätzlich nicht im Bebauungsplan nicht 
festgesetzt werden, ein entsprechendes Planzeichen mit Zweckbestim-
mung „Bushaltestelle“ und eine Ermächtigungsgrundlage existieren 
nicht. Im Rahmen der Bauleitplanung kann lediglich auf einen Bedarf 
hingewiesen werden. 
Die Verkehrsgesellschaft Lahn-Dill-Weil mbH, welche die überregiona-
len Buslinie 310 betreibt, verdeutlicht in ihrer Stellungnahme vom 
19.01.2022 , dass im eng getakteten Fahrplan in diesem Bereich kein 
Spielraum und kein Bedarf für eine weitere Bushaltestelle besteht (vgl. 
nächste Stellungnahme). 
Dennoch wird die Anregung im Rahmen der laufenden Fortschreibung 
des Gießener Nahverkehrsplanes geprüft. 
 
 
② Der Anregung wird entsprochen. 
 
 
③ Es wird auf die Behandlung der Stellungnahme der Radverkehrsbe-
auftragten verwiesen. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Verkehrsgesellschaft Lahn-Dill-Weil mbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 

 
Behandlungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

① Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine weitere Haltestelle der in der Lahnstraße verkehrenden Linie 310 
würde aufgrund eines nicht überdurchschnittlich hohen Fahrgastauf-
kommens nur einen geringfügig höheren Zeitbedarf aufweisen. 
Die Planbegründung wird entsprechend angepasst.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Verkehrsgesellschaft Lahn-Dill-Weil mbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 

 
Behandlungsvorschlag: 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Verkehrsgesellschaft Lahn-Dill-Weil mbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 

 
Behandlungsvorschlag: 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Verkehrsgesellschaft Lahn-Dill-Weil mbH, Stellungnahme vom 19.01.2022 

 
Behandlungsvorschlag: 
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Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Landkreis Gießen, Stellungnahme vom 20.01.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Landkreis Gießen, Stellungnahme vom 20.01.2022 

 

Behandlungsvorschlag: 

 

 

① Der Hinweis auf die wasserrechtliche Situation und Problema-
tik sowie die diesbezüglich vorgenommenen Prüfungen und Ab-
stimmungen wird zur Kenntnis genommen. 

Da auf die abschließende Zuständigkeit der Oberen Wasserbe-
hörde (RP Gießen) verwiesen wird, wird in der Abwägung auch 
auf die dort vorgenommene Bewertung und Behandlung verwie-
sen. 

Die Untere Wasserbehörde hatte sich in der genannten Prüf- und 
Vorabstimmungsphase der Auffassung des Magistrates, dass das im 
Planänderungsgebiet und insbesondere im Erweiterungsbereich des 
Klärwerks liegende Überschwemmungsgebiet durch in den 70er-Jahren 
planfestgestellte und längst realisierte Hochwasser-Schutzmaßnahmen 
nicht mehr (in der anzunehmenden Hochwasserlage) überschwemmt 
werden kann, angeschlossen und die Örtlichkeit dahin gehend über-
prüft. 

Die UWB wird nach erfolgter Abwägung der entsprechenden Stellung-
nahme der Oberen Wasserbehörde und Abwarten einer angemesse-
nen Reaktionszeit informiert. 
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Landkreis Gießen, Stellungnahme vom 20.01.2022 

 

Behandlungsvorschlag: 

② Der Anregung wird gefolgt.  
Ein Hinweis auf den planungsrelevanten Gewässerrandstreifen gemäß 
§ 38 WHG und § 23 HWG wird aufgenommen. In diesem sind u.a. 
die Errichtung oder wesentliche Änderung von baulichen und sonstigen 
Anlagen, soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich 
erforderlich sind, verboten.  
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Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement, Dillenburg, Stellungnahme vom 
04.02.2022 

 
Behandlungsvorschlag: 
 

① Der Anregung, wonach eine 40,00 m Baubeschränkungszone 
darzustellen ist, wird teilweise entsprochen. 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung wurde entlang der 
B 429 sowie der B 49 in Teilen im Umfang einer 40,00 m Baube-
schränkungszone, gemessen ab dem befestigten Fahrbahnrand, ver-
kürzt. 
 
Die sonstigen Hinweise und Anforderungen zur Aufrechterhaltung ei-
ner sicheren Verkehrsabwicklung auf den benachbarten Bundesstraßen 
werden in den straßenverkehrsrechtlichen Hinweisen der Textfestset-
zungen berücksichtigt.  
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement, Dillenburg, Stellungnahme vom 
04.02.2022 
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Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement, Stellungnahme vom 21.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement, Stellungnahme vom 21.01.2019 

 
Behandlungsvorschlag: 
 

      Der Anregung, wonach eine 20,00 m Bauverbotszone nach-
richtlich darzustellen ist, wird zum Teil entsprochen. 
Siehe Ausführungen zu ①. 
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Stellungnahme vom 03.02.2022 

 
Behandlungsvorschlag: 
 

① Den Anregungen kann zum Teil entsprochen werden. 
Siehe Behandlungsvorschlag zur frühzeitigen Beteiligung.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Stellungnahme vom 21.12.2018 

 
Behandlungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
① Der Anregung, die Bestandsleitungen nachrichtlich zu über-
nehmen, wird entsprochen, soweit diese innerhalb des Geltungs-
bereiches der Planänderung liegen. Die Festsetzung eines Geh-, 
Fahr, und Leitungsrechtes erfolgt jedoch nicht, da die Leitungen  

- entweder überwiegend außerhalb, zumindest nicht weit- oder 
durchgehend IM Planänderungsgebiet und 

- innerhalb des Änderungsgebietes in öffentlichen Flächen  
liegen.   
Im Verlauf der Trinkwasserhauptleitung wird ein Leitungssymbol in den 
Satzungsplan aufgenommen.  
 
 
② Der Anregung wird zum Teil entsprochen. 
In den textlichen Festsetzungen wird unter Punkt C 9 „Leitungen und 
Baumstandorte“ darauf verwiesen, dass Arbeiten und geplante Bebau-
ung innerhalb der Leitungsschutzbereiche mit dem jeweiligen Betreiber 
im Detail abzustimmen sind. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Stellungnahme vom 21.12.2018 

 
③ Der Anregung kann nicht entsprochen werden. 
In diesem Bereich befinden sich bereits Leitungen eines anderen Betrei-
bers. Arbeiten sind gem. den Ausführungen zu ② immer mit dem je-
weiligen Betreiber abzustimmen. 
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Radverkehrsbeauftragte, Stellungnahme vom 
09.02.2022 

Behandlungsvorschlag:  

① Die Hinweise auf mehrere überregionale Radwege im Planän-
derungsgebiet werden zur Kenntnis genommen und in die Plan-
begründung aufgenommen. Die festgesetzten Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung entsprechen diesem Bestand.  
Die genannte Raddirektverbindung zwischen Gießen und Wetzlar be-
findet sich derzeit in der Planung durch Hessen Mobil und wird diesbe-
züglich mit den betroffenen Kommunen vorabgestimmt. Der Trassenver-
lauf steht bislang noch nicht fest. Wenn z.B. eine gerade Verbindungs-
linie zwischen beiden Innenstädten gezogen wird, verläuft diese Trasse 
auf jeden Fall auf der Nordseite der Lahn. Die dort bei einem Ausbau 
auftretenden Naturschutzprobleme sind bekannt. 
Die sich derzeit anbietende Trassierung über den verlängerten Bach-
weg und entlang der Nordseite der B 49 wird durch die angelaufene 
Ausbauplanung (Seitenstreifenanbau und Querschnittsverbreiterung um 
10m) dieser Schnellstraße, mit höchstwahrscheinlich vollständigem 
Rückbau des im Stadtgebiet durchgehend asphaltierten und ausrei-
chend breiten Wirtschaftsweges, konterkariert. 
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Radverkehrsbeauftragte, Stellungnahme vom 
09.02.2022 

Behandlungsvorschlag:  

② Der Anregung wird zum Teil entsprochen, indem kein zusätz-
licher Verkehr in diesen Bereich gezogen wird. Ein Wegeausbau 
durch eine vorgreifende Verbreiterung der Verkehrsfläche in ei-
nem etwa 500m langen Teilabschnitt des ca. 14 km langen Rad-
direktweges ist nicht begründbar, zumal eine Trassierung durch 
den Änderungs-Geltungsbereich als eher unwahrscheinlich einge-
schätzt wird. Sollte doch diese Trasse für den Raddirektweg Gie-
ßen-Wetzlar ausgewählt werden, ist ein separates Baurecht nach 
dem Hessischen Straßengesetz (Planfeststellungsverfahren) zu 
schaffen. Die Planänderungs-Festsetzungen stehen dem nicht im 
Wege. 
Die rückwärtige Zufahrt der Kläranlage ist, wie gefordert, bis zu einer 
Breite von 6 m ausbaubar. Jedoch muss diese weiterhin als Kläranla-
genzufahrt sowie zur künftigen (Not-)Andienung der Klärschlammver-
brennungsanlage auch für den Andienungs- und ggf. auch Landwirt-
schaftsverkehr geöffnet bleiben. Die Regelverkehre erfolgen aber über 
den auszubauenden Bachweg. 
Eine Raddirektwegetrasse kann nicht mit einer Breite von 5,6 m – 6,5 
m realisiert werden, ohne dass z.B. über ein Planfeststellungsverfahren 
hierfür noch ein ergänzendes Baurecht geschaffen wird. 
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Radverkehrsbeauftragte, Stellungnahme vom 
09.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

③ Die Anregung zur Vervollständigung der Radverkehrsanlagen 
im Planänderungsgebiet betrifft die weitere Erschließungspla-
nung und muss innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen pla-
nerisch gelöst werden. Die Pflanzachsen für Baumalleen entlang 
der Gebietserschließung entsprechen dem Planungsziel zur Auf-
wertung des Gewerbegebietes, befinden sich fast komplett auf 
Privatgrund und berücksichtigen weitgehend vorhandene Bäume 
bzw. die bisher geltenden diesbezüglichen Festsetzungen und fle-
xibilisieren diese. 
Die angesprochenen Pflanzachsen umfassen auch zur Erhaltung vorge-
sehene vorhandene Straßenbäume und erstrecken sich ausweislich der 
Textfestsetzungen auch bzw. überwiegend auf Privatflächen, die nicht 
für den Straßenausbau verfügbar sind. Die Pflanzachsen sind jedoch 
maßstabsbedingt und aufgrund fehlender Vermaßung mit einem ausrei-
chenden Spielraum versehen.  
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Radverkehrsbeauftragte, Stellungnahme vom 
09.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

④ Dem Hinweis auf einen Ausbau des Bachweges mit Radver-
kehrsanlagen kann grundsätzlich im Rahmen der Erschließungs-
planung entsprochen werden. Eine Verkehrsuntersuchung wurde 
und wird nicht auf der Ebene des Planänderungsverfahrens 
durchgeführt. 
Es ist möglich, den nicht vermaßten Bachweg von einer derzeitigen 
Breite von ca. 9,25 m auf einen Regelquerschnitt von etwa 13,50 m 
auszubauen und dabei auch beidseits Schutzstreifen für den radver-
kehr vorzusehen. Ob und wann diese Planung umgesetzt werden 
könnte ist jedoch aktuell nicht absehbar.  
Da das Planänderungsverfahren nicht die Erweiterung von Baurechten 
sowie Verkehrsflächen und eine veränderte Verkehrserzeugung im Ge-
werbegebiet zum Ziel hat bzw. hatte, wird die Erstellung einer Ver-
kehrsuntersuchung für nicht notwendig gehalten. 
 
⑤ Den Anregungen wird, soweit sie den Bestand der Radwege-
verbindungen entsprechen, gefolgt. 
Die Ergänzung der Schutzstreifen in der Lahnstraße wurde in die Be-
gründung aufgenommen. Ein möglicher Ausbau des Bachweges ist 
denkbar. Der Hinweis, wonach im Mittelweg kein Gehweg vorhanden 
ist, wird zur Kenntnis genommen. Der Wendehammer Mittelweg soll 
im Zuge des Umbaus der Brückenbauwerke künftig eine weitere Anbin-
dung für den Fuß- und Radverkehr erhalten 
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Radverkehrsbeauftragte, Stellungnahme vom 
09.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

⑥ Der Anregung zur Ergänzung der Festsetzungen für einen 
Fuß- und Radweg zwischen dem Bachweg und dem Außenbe-
reich südwestlich der B 49-Überführung wird entsprochen. 

Da hierbei nur städtische Flächen betroffen sind und die Bestandssitua-
tion nicht verändert wird, muss keine weitere Beteiligung erfolgen. 

 

 

⑦   Der Anregung wird entsprochen und die Begründung redak-
tionell geändert.  

Der Hinweis auf eine erforderliche lichte Breite für einen Radschnell-
weg bei einer getrennten Führung von Rad- und Fußverkehr wurde in 
der Begründung auf 6,5 m geändert. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

① Der Stellungnahme wird entsprochen. 
Die beiden genannten Flurstücke werden entsprechend ihrer eisen-
bahnrechtlichen Widmung und tatsächlichen bahnbetrieblichen Nut-
zung als Fläche für Bahnanlagen festgesetzt. 
Der Änderungsentwurf hatte die bisherige Festsetzung von Gewerbege-
biet aus dem Altplan (1976) übernommen. Aber schon zur Abwägung 
dieses Altplanes wurde zwar eine gleichartige Berücksichtigung der 
damals gleichen Anregung der Bundesbahndirektion entschieden, je-
doch in den Planfestsetzungen nicht übernommen. 
Insofern wird hier und jetzt ein bereits getroffenes Abwägungsergebnis 
nur noch in Form einer korrekten Planfestsetzung übernommen, zumal 
die Bauleitplanung grundsätzlich nicht über eisenbahnrechtlich gewid-
mete Flächennutzungen, die auch absehbar nicht geändert werden sol-
len, dominieren darf.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 11.02.2022 

 
D   Die auf den Seiten 2-5 der DB-Stellungnahme aufgeführten 
Anregungen zur Berücksichtigung bahnbetrieblicher Anforderun-
gen betreffen die Umsetzungsebene der Bebauungsplanung. Sie 
werden vollständig aber gestrafft als Hinweise in die textlichen 
Festsetzungen übernommen.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 11.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 11.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 11.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 23.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 23.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 23.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Deutsche Bahn AG, Stellungnahme vom 23.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

 

 

 

 

① Der Anregung zur Ergänzung der Zulässigkeit einer Regen-
rückhaltung innerhalb der öffentlichen Grünflächen am Vorflut-
graben wird nicht entsprochen. 
 

Die Anpflanzflächen sind aber grundsätzlich und lagemäßig geeignet, 
die Anpflanzvorgaben mit dem Ziel einer Ortsrandeingrünung mit ge-
wissen Aufgaben einer Regenrückhaltung zu kombinieren. Aufgrund 
des geringen Flurwasserabstandes werden  

- die Realisierung einer klassischen kompakten Regenrückhalte-
anlage (mit 1,5-2,0m-Abgrabung im derzeitigen Gelände) als 
unwahrscheinlich und 

- eine Vorgabe dezentraler Drosselungs/Rückhalte-Anforderun-
gen, teilweise i.V.m. flächiger Geländeaufschüttung für wahr-
scheinlicher  

eingeschätzt. 
 

② Der Anregung wird entsprochen 
Die Leitungsrechte wurden entsprechend ergänzt festgesetzt. In den 
Textlichen Festsetzungen wurde ergänzt, dass Arbeiten und geplante 
Bebauung innerhalb der Leitungsschutzbereiche mit dem jeweiligen Be-
treiber im Detail abzustimmen sind. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

③ Die Festsetzung der Versorgungsfläche, auch außerhalb des 
Klärwerk-Areals und im Bereich derzeitiger privater gewerblicher 
Nutzungen, erfolgte 

- zum überwiegenden Teil als Neufestsetzung einer Gebietsart 
bzw. Flächennutzung im Teilbereich der vormals festgesetzten 
Straßenverkehrsfläche der Südtangente, 

- als (1,5 ha große) Ersatzfläche für die beidseits des Bachweges 
durch dortige Ansiedlung des MWB-Betriebshofes und einer 
Klärschlammverbrennung (insgesamt ca. 6 ha) sowie 

- aufgrund der dortigen Gebietsprägung und des absehbaren 
Bedarfes an weiteren, auch privaten Einrichtungen der Ver- und 
Entsorgung sowie 

- zur langfristigen Konfliktminderung bei z.B. auch mit Wohnnut-
zung verknüpften gewerblichen Nutzungen im unmittelbaren 
Dunstkreis der Kläranlage, dem lautesten Bereich um den Hub-
schrauberstandort sowie in Nachbarschaft eines Eisen-Recyclin-
gunternehmens.  

Vorhandene Gewerbebetriebe und sonstige genehmigte Nutzungen 
genießen den genehmigungsrechtlichen Bestandsschutz. 

Der städtische Straßenbetriebshof entspricht einer innerhalb einer 
Versorgungsfläche zulässigen Nutzung. 

 

       Dem Hinweis wird entsprochen. 

Die Textlichen Festsetzungen wurden angepasst. 

 



 

Universitätsstadt Gießen, Bebauungsplan GI 04/22 „Seltersberg II“, 1. Änderung 68 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

 

 

            Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

Die prognostizierten Fließwege bei Starkregenereignissen werden in 
die Hinweise und den Umweltbericht aufgenommen, damit bei Neu-
bauten darauf Rücksicht genommen werden kann. Zur Reduzierung 
der Abflüsse dienen Festsetzungen zu Dachbegrünungen, zu durchläs-
sigen und begrünungsfähigen Flächenbefestigungen sowie zu Grünflä-
chenanteilen auf den Baugrundstücken. Außerdem ist die städtische 
Abwassersatzung hinsichtlich Regenwassernutzung gültig. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 10.02.2022 

 

noch ⑤ Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Da das 
Planänderungsverfahren nicht zur Umsetzung eines gesamthaf-
ten Konzeptes, sondern zur Erfüllung verschiedener anderweiti-
ger Planungsziele dient, können derartige Komponenten nicht 
exakt dimensioniert und verortet werden. Es bietet sich aber ge-
rade hier und im Zuge der auf insgesamt rd. 6 ha (nahezu als 
einzige relevante Neubaufläche im Änderungsgebiet) geplanten 
Vorhaben von MWB (Betriebshof) und SWG+MWB (Klär-
schlammverbrennung) an, diese Anregungen konkret und vor-
bildlich umzusetzen. 
 
 
 

   Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bebauungsplan setzt ausreichend Flächen für Versorgungsanlagen 
und Abwasserentsorgung fest, die eine Pumpenanlage aufnehmen kön-
nen. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 10.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 25.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

① Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

Für die Kanaltrassen der MWB wurden Leitungsrechte eingezeichnet. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 25.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

② Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

Das Fahrrecht zugunsten des Landkreises Gießen wurde aus der Klär-
werksfläche entfernt. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 25.01.2019 

 Behandlungsvorschlag: 

           
        Dem Hinweis wurde in Teilen gefolgt. 
Der Grünzug wurde für die Entwurfsoffenlage verändert und ange-
passt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

       Dem Hinweis wurde in Teilen gefolgt. 
 

Die Gemeinbedarfsfläche wurde für die Entwurfsoffenlage deutlich re-
duziert. Es erfolgt keine Festsetzung von Mischgebiet bzw. Urbanem 
Gebiet. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 25.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

 

 

noch 

Die Schlussfolgerung bezüglich der flexiblen Gebäudeausrichtung (bei 
Höhen < 12 m) ist korrekt. 

Ebenso wird auf Festsetzungen zu zulässigen Vollgeschossen oder 
sonstigen Gebäudehöhen in Versorgungsflächen und der Gemeinbe-
darfsfläche verzichtet, da dies planungsrechtlich nicht erforderlich ist 
und angesichts des derzeitigen Objekt-Planungsstandes noch eine aus-
reichende Flexibilität gewährleistet. 

Zudem können und sollen die beiden o.g. maßgeblich relevanten städ-
tischen Bauvorhaben intensiv vorabgestimmt werden, wobei dann und 
dadurch auch jeweils städtebaulich vertretbare Lösungen erreicht wer-
den können. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mittelhessische Wasserbetriebe, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Straßenverkehrsbehörde, Stellungnahme vom 
10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

① Der Anregung wird entsprochen 
 

In der Begründung wurde ergänzt, dass Gehwegparken aufgrund des 
hohen LKW-Anteils am Verkehr nicht vorgesehen werden soll. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Straßenverkehrsbehörde Stellungnahme vom 
23.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

        Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 

Der Fuß- und Radweg entlang der B 429 wurde für die Entwurfsoffen-
lage verbreitert. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 

 

 

①  Die Zustimmung der Oberen Landesplanungsbehörde zur 
Planänderung sowie insbesondere die Anerkennung, dass auf-
grund der zum Schutz der Kläranlage und Bebauung der im aus-
gewiesenen Überschwemmungsgebiet liegenden Bereiche ausge-
führten Hochwasserschutzanlagen auch das im Regionalplan 
(2010) ausgewiesene Vorrang-/Vorbehaltsgebiet für den vorbeu-
genden Hochwasserschutz nicht der Bebauungsplanung entge-
gensteht, werden begrüßt. 

Die Vorgabe der Oberen Landesplanungsbehörde zur Umsetzung der 
raumordnerischen Zielsetzung eines (weiteren) Einzelhandelsausschlus-
ses außer der sog. Selbstproduzenten-Klausel war ein wesentlicher 
Planänderungs-Anlass und wurde durch dieses Änderungsverfahren 
umgesetzt.  

 

 

 

②  Zum Abwägungsvorschlag siehe unten (RP-Stellungnahme 
zum Planänderungs-Vorentwurf) 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
③  Die Anregungen und Anforderungen bezüglich einer geordne-
ten Entwässerung der im Planänderungsgebiet neu hinzu kom-
menden baulichen Anlagen und Nutzungen werden im Rahmen 
der Planumsetzung berücksichtigt und an die zuständigen Stellen 
weitergeleitet. Eine zentrale Regenrückhaltung wird nicht festge-
setzt. 
Es wird zum derzeitigen Planungsstand beim MWB-Betriebshof und 
der Klärschlammverbrennungsanlage beidseits des Bachweges, als 
größte bauliche Vorhaben im noch nicht vollständig erschlossenen Be-
reich, von einer ausreichenden Rückhaltung auf den Baugrundstücken 
selbst ausgegangen, so dass keine Festsetzung einer zentralen Rück-
halteanlage auf einer separaten Fläche erforderlich wird. 
Aufgrund des geringen Flurwasserabstandes werden  

- die Realisierung einer klassischen kompakten Regenrückhalteanlage 
(mit 1,5-2,0m-Abgrabung im derzeitigen Gelände) als unwahrschein-
lich und 

- eine Vorgabe dezentraler Drosselungs/Rückhalte-Anforderungen, teil-
weise i.V.m. flächiger Geländeaufschüttung für wahrscheinlicher  

eingeschätzt. 
Zudem wird davon ausgegangen, dass das gedrosselte und vorgerei-
nigte Niederschlagswasser innerhalb des Plan(änderungs)geltungsbe-
reiches in die Vorfluter(-Gräben) eingeleitet wird. 
 
Die Vorabstimmung zur erforderlichen Einleitungs-Erlaubnis mit der zu-
ständigen Behörde ist üblich und wird auch hier angestrebt.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
④   Der Anregung des Dezernates für vorsorgenden Bodenschutz 
zur Ergänzung der Planbegründung mit einer „abwägungsfähi-
gen Darlegung“ zum Eingriff in den (noch unbebauten) Boden 
und etwaiger diesbezüglicher Ausgleichsmaßnahmen wird nicht 
gefolgt. Einerseits werden im Umweltbericht, als Bestandteil der 
Planbegründung, ausführliche Aussagen hierüber getroffen. An-
dererseits sieht der Magistrat für eine solche Ergänzung keine 
ausreichende Rechtsgrundlage im Bundes-Bodenschutzgesetz. 
Grundsätzlich wird (nochmals) darauf hingewiesen, dass hier ein seit 
1976 rechtskräftiger Bebauungsplan lediglich geändert wird und be-
reits vorhandene Baurechte z.B. für Ver- und Entsorgungsanlagen so-
wie Recyclingbetriebe nur in Teilbereichen in andere Baurechte (Ge-
meinbedarfsfläche für ein MWB-Kundenzentrum u.a., Sondergebiet 
Klärschlammverbrennung, Gewerbegebiet) geändert werden. Dadurch 
wird kein größerer, sondern höchstwahrscheinlich sogar ein geringerer 
Eingriff in die Bodenstruktur bewirkt.  
Im Umweltbericht sind ausreichende Angaben zu  

- dem nur untergeordneten Anteil der unbebauten Flächen im über 50 
ha großen Planänderungsgebiet, 

- der anthropogenen Überformung dieser noch unbebauten Böden 
(Bombenkraterverfüllungen) sowie 

- der mittleren bodenfunktionalen Gesamtwertigkeit 
enthalten. 
Diese Informationen und Erkenntnisse reichen aus Sicht des Magistra-
tes für eine abwägungsfähige Darlegung aus und begründen auch den 
Verzicht auf bodenbezogene Ausgleichsmaßnahmen. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
noch ④ 
Im § 7 BBodSchG („Vorsorgepflicht“) ist für diese Planungs-Konstella-
tion nicht eindeutig geregelt, dass eine Abwägung oder ein Ausgleich 
vorzunehmen wären. 
Im Übrigen wäre die Realisierung der o.g., relativ standortgebunde-
nen, zwingend notwendigen Bauvorhaben an anderer Stelle mit einem 
genauso großen und ggf. qualitativ ungünstigeren Boden-Eingriff ver-
bunden. 
Der Hinweis zur Beanspruchung von Aueböden und eine evtl. notwen-
dige Bodenkundliche Baubegleitung wird im Bebauungsplan ergänzt. 
 

⑤   Die Anregungen und Hinweise des Abfall-Dezernates, insbe-
sondere zur Konfliktlage emittierender Betriebe gegenüber der 
vorhandenen Wohnnutzung, werden beachtet. 
Die im Änderungsentwurf getroffenen Festsetzungen berücksichtigen 
nach Auffassung des Magistrates ausreichend diese Konfliktlage. Eine 
Erweiterung oder gar ein Heranrücken von Wohnnutzungen in der Um-
gebung emittierender Betriebe wird verhindert, und die vorhandenen 
Wohnnutzungen müssen die Immissionsbelastungen eines schon im Ur-
sprungsplan festgesetzten Gewerbegebietes akzeptieren. Für die be-
troffenen Betriebe gilt der genehmigungs- und planungsrechtliche Be-
standsschutz. 
Bei den erforderlichen immissionsschutz- oder bauordnungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren (z.B. für die Klärschlammverbrennung oder 
den MWB-Betriebshof) werden dieser Konflikt und das Ziel einer Ver-
meidung von Betriebseinschränkungen konkret berücksichtigt. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
noch ⑤ 
Die umfangreichen Ausführungen zur Schilderung der Konfliktlage im 
Planänderungsgebiet können fachinhaltlich vom Magistrat vollständig 
nachvollzogen werden. Es muss aber auf die besonderen Umstände 
hingewiesen werden, die zu dieser offensichtlichen Konfliktlage geführt 
haben.  
Die auf lediglich drei Baugrundstücken nördlich des Bachweges rot 
markierten und planungsrechtlich gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO im Be-
stand und ohne Erweiterungsmöglichkeit abzusichernden Wohnnutzun-
gen sind entweder schon VOR Erlass des Ursprungs-Bebauungsplanes 
genehmigt vorhanden gewesen oder als betriebsbezogene Wohnein-
heiten im Gewerbegebiet genehmigt und in einem Fall im Laufe der 
Zeit von der aufgegebenen Gewerbenutzung abgetrennt worden. 
Die Bebauungsplan-Änderung hat die hier beschriebenen Umweltbelas-
tungen der emittierenden Betriebe, die übrigens mittlerweile vereinzelt 
ihre Emissionen reduzieren konnten (Remondis) oder absehbar aufge-
geben (Bulla) oder betrieblich optimiert (Ferrum) werden, erfasst und 
zur (als Planungsziel vorgegeben) planungsrechtlichen Legalisierung 
der kaum vorhandenen Wohnnutzung eine angemessene Lösung ge-
funden. 
Die angesprochene Wohnnutzung im Erweiterungs-Block nördlich der 
Henriette-Fürth-Straße ist als solche nicht genehmigt und daher nicht zu 
berücksichtigen. Hier wurde eine Büronutzung genehmigt. 
Die im Entwurf vorgesehene Festsetzung einer Lärmkontingentierung 
musste wegen einer um 1 dB(A) abweichenden gutachterlichen Begrü-
nung aufgegeben werden. Sie wird jetzt mit einem korrekten Kontin-
gent als schallschutzrechtlicher Hinweis aufgenommen. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 

noch ⑤ 
Die Standort- und Gebietsverträglichkeit der geplanten Klärschlamm-
verbrennungsanlage konnte nur auf der Grundlage der von den Stadt-
werken vorgelegten Ausgangsdaten grob gutachterlich auf die Krite-
rien Lärm und Geruch hin geprüft und bestätigt werden. 
Der Einschätzung, dass die Planänderung hier nur eine Flächensiche-
rung betreibt, wird zugestimmt. 
 
Alle weiteren Erkenntnisse, Gutachten und abschließenden Bewertun-
gen erfolgen im erforderlichen BImSchG-genehmigungsverfahren. Dort 
wird übrigens auch noch eine Standort-Variantenuntersuchung durch-
geführt. 
Aus Sicht des Magistrates bietet sich bei dem angenommenen deutlich 
überwiegenden Anteil des zu verbrennenden Klärschlammes aus dem 
Gießener Klärwerk selbst ein derartiger Standort aber an. Daher sollte 
die Planänderung auch zur transparenten Kommunikation dieses vor-
läufigen Vorzugsstandortes dienen und hat diesbezüglich auch wenig 
Bedenken und keinerlei substantiierte Fachkritik erbracht. 
Der Klärschlamm soll nach wie vor vorgetrocknet an diesem Standort 
angeliefert werden, um die Anzahl an LKW-Fahrten zu reduzieren. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 

noch ⑤   Das in der Offenlage ausgelegte Lärmgutachten (Immis-
sionsberechnung Nr. 4930 des Schalltechnischen Büros A. Pfeifer 
vom 6.01.2022) setzt sich in den Kapiteln 7 – 7.4 auch mit dem 
Gewerbelärm und im Kapitel 7.5 mit dem Standort des Rettungs-
hubschraubers im Planänderungsgebiet auseinander. Allerdings 
wird nicht Bezug auf die – in der Bauleitplanung auch unübliche -
TA Lärm genommen, sondern der Weg über eine Emissionskon-
tingentierung gewählt. 
Der Magistrat geht davon aus, dass die (lärm)immissionsrechtliche 
Konfliktlösung in der durch eine starke, nicht grundsätzlich veränder-
bare Gemengelage aus Verkehrs- und Gewerbelärm mit vorhandenen 
schutzwürdigen Nutzungen auf der Ebene der Bebauungsplanung aus-
reichend abgearbeitet wurde und diesbezügliche Verbesserungen oder 
konkretisierte Schutzanforderungen ohne Betriebseinschränkungen für 
das vorhandene Gewerbe nur (noch) auf der Vorhabens- und Geneh-
migungs-Ebene erreicht werden können.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 

noch ⑤ Der Einschätzung einer schwierigen Nachvollziehbarkeit der 
geplanten Änderungen wird widersprochen. In der Planzeichnung sind 
klar erkennbar 

- teilweise geänderte Zweckbestimmungen der Versorgungsflächen, 
- eine neue Gemeinbedarfsfläche sowie ein Sondergebiet und 
- auch sonstige Änderungen im Gewerbegebiet (räumliche Erweiterung 

im Umfeld des Sportplatzes, geändertes Maß der baulichen Ausnut-
zung)  

dargestellt. Die weiteren Änderungen ergeben sich auch aus den textli-
chen Festsetzungen und werden insgesamt in der Planbegründung aus-
reichend erläutert. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 

⑥ Der Hinweis Nr. 1 der Oberen Immissionsschutzbehörde ist 
korrekt. Demzufolge wird auf die um 1 dB(A) abweichende Fest-
setzung des Emissionskontingentes im nördlichen Block Henriette-
Fürth-Straße/Margaretenhütte/Hüttenweg/Lahnstraße verzichtet. 
Es wird als Ersatz ein schallschutzrechtlicher Hinweis mit der kor-
rekten Empfehlung zur Emissionskontingentierung aufgenommen. 
Auch der Hinweis Nr. 2 auf fehlende (passive) Schallschutz-Fest-
setzungen ist korrekt. Er ist jedoch darin begründet, dass in der 
überwiegend bebauten, mit Lärmkonflikten sowie ohne wesentli-
che Änderungs- bzw. Verbesserungs-Perspektive behafteten Ge-
mengelage keine diesbezüglichen Festsetzungen begründet wer-
den könnten.  
Die Empfehlungen des ausgelegten Lärmgutachtens (Immissionsberech-
nung Nr. 4930 des Schalltechnischen Büros A.Pfeifer vom 6.01.2022) 
werden lediglich als schallschutzrechtliche Hinweise im Satzungsplan 
ergänzt und im Rahmen der Planumsetzung/Vorhabens-Ebene in den 
dafür erforderlichen Genehmigungsverfahren angewandt. 
Eine Erweiterung oder gar ein Heranrücken der Wohnnutzung an im-
missionsrelevante Betriebe wurde durch geeignete Festsetzungen aus-
geschlossen.  
Der Magistrat geht davon aus, dass die (lärm)immissionsrechtliche 
Konfliktlösung in der durch eine starke, nicht grundsätzlich veränder-
bare Gemengelage aus Verkehrs- und Gewerbelärm mit vorhandenen 
schutzwürdigen Nutzungen auf der Ebene der Bebauungsplanung aus-
reichend abgearbeitet wurde und diesbezügliche Verbesserungen oder 
konkretisierte Schutzanforderungen ohne Betriebseinschränkungen für  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
noch 
            
das vorhandene Gewerbe nur (noch) auf der Vorhabens- und Geneh-
migungs-Ebene erreicht werden können.  
 
Die Hinweise zur Anwendung der TA Lärm, offenkundig alternativ zur 
Ermittlung der flächenbezogenen Schallleistung, werden zur Kenntnis 
genommen. Der Einwender weist zu Recht darauf hin, dass die TA 
Lärm einzelfall- (und anlagen)bezogen sowie insbesondere im Überwa-
chungs- und Genehmigungsverfahren angewandt wird. Der Magistrat 
geht von einer ordnungsgemäßen methodischen Anwendung im Lärm-
gutachten für die Zwecke der Bauleitplanung aus. 
 
Im Erweiterungsblock nördlich der Henriette-Fürth-Straße und insbeson-
dere im Gebäude Nr. 2 sind bisher lediglich gewerbliche Nutzungen 
genehmigt und registriert worden. Daher wird hier auch ein Gewerbe-
gebiet festgesetzt, für das aber wegen der umgebend vorhandenen 
Wohnnutzungen eine Absenkung der Emissionswerte insbesondere in 
der Nachtzeit empfohlen wird. 
 
Die Anforderungen an eine abschließende Begutachtung und Bewer-
tung der Geruchsauswirkungen der geplanten Klärschlammverbren-
nungsanlage in Bezug auf die vorhandene Wohnnutzung im Gewerbe-
gebiet im erforderlichen BImSchG-Verfahren werden an die hierfür zu-
ständigen Stadtwerke weitergeleitet.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 

⑦   Die Einschätzung und Anregung des Landwirtschafts-Dezer-
nates zur Abwägung und Anpassung der Bauleitplanung an die 
Ziele der Raumordnung steht nach Auffassung des Magistrates 
im Widerspruch zur unter 1 aufgeführten Bewertung der Oberen 
Landesplanungsbehörde. Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Einerseits wird darauf verwiesen, dass sich das in der Planbegründung 
aufgeführte Ziel der Anpassung des Altplanes an die Ziele der Raum-
ordnung lediglich auf eine im Schreiben des RP Gießen vom 
27.06.2011 eingeforderte Aktualisierung der Baunutzungsverordnung 
und demzufolge eine den raumordnerischen Vorgaben entsprechende 
Steuerung des Einzelhandels in Gewerbegebieten bezogen hat. 
Andererseits entfaltet der rechtswirksame Altplan aus 1976 auch einen 
planungsrechtlichen Bestandsschutz für die dort festgesetzten Bau-
rechte, was übrigens auch das Wasserrecht (§ 76+78 WHG) aner-
kannt hat. Somit MUSS dieser Altplan auch nicht an die Ziele des Regi-
onalplanes von 2010 oder BauGB-Novellierungen in/ab 2013 ange-
passt werden. 
Auch hinsichtlich der Tatsache, dass hier ein Planänderungsverfahren 
nicht zur räumlichen Erweiterung bereits vorhandener Baurechte führt, 
geht der Magistrat davon aus, dass es keiner weitergehenden Abwä-
gung der Landwirtschafts-Belange bedarf. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 10.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 

⑧    Den Anregungen auf erläuternde Ergänzung der Sonderge-
biet-Zweckbestimmung und Aktualisierung der HBO-Rechts-
grundlage wird gefolgt. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 
 

①  Die Stellungnahme der Oberen Wasserbehörde und der Hin-
weis mit „empfehlende(m) Charakter“ zur Problematik, dass ein 
bereits seit 1976 rechtskräftiger Bebauungsplan mit u.a. Bau-
rechten in noch unbebauten Teilbereichen der Randlage der 
Lahnaue im 2010 veröffentlichten, festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet der Lahn liegt, wird zur Kenntnis genommen. Der 
Magistrat erkennt hierin keinen Verhinderungsgrund (mehr) für 
eine Bebauung der Flächen beidseits des Bachweges. 
Nach jahrelangen Bemühungen um eine Klärung dieses Sachverhaltes 
zwischen Magistrat, MWB und beiden Wasserbehörden wird festge-
stellt, dass keine wasserrechtlichen Bedenken (mehr) gegenüber einer 
(durch das aktuelle Verfahren nur geringfügig und bezogen auf den 
Hochwasserschutz irrelevant geänderten) Ausführung der seit 1976 be-
stehenden Baurechte, ohne weitere Auflagen (z.B. zum Retentionsaus-
gleich), bestehen.  
 
U.a. wurde hierzu in die wasserrechtlichen Hinweise der Planände-
rung aufgenommen: 
Eine entsprechende Kennzeichnung erfolgt nicht, da auf der Grundlage ei-
nes wasserrechtlichen Planfeststellungsbeschlusses des Regierungspräsidi-
ums Darmstadt vom 7.07.1972, Bescheid-AZ: IV-41.1-79b 06/43 
(07/218)/B, die „Errichtung von Hochwasserschutzmaßnahmen im Indust-
riegebiet Margaret(h)enhütte“ genehmigt wurde, die gemäß Schreiben der 
Unteren Wasserschutzbehörde des Landkreises Gießen vom 13.05.2016, 
AZ: 73-4-142-17, durch Eintrag in die Wasserbuchakte mit Datum vom  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

 
noch  
 
15.05.1987 und Abnahmeschein vom 2.06.1987 wasserrechtlich abge-
nommen wurden. Am 9.05.2016 fand zudem eine Ortsbegehung zur 
Überprüfung der Umsetzung statt, die die Abnahme bestätigt hat. 
Laut Unterer Wasserbehörde liegen alle anzunehmenden Wasserspiegel-
lagen (HW100, HQextrem) unter den genehmigten und errichteten Hö-
hen der Hochwasserschutzanlagen für den Planänderungs-/-erweiterungs-
bereich. Somit ist das Areal als hochwasserfrei, bezogen auf den anzule-
genden HW100-Wasserspiegel, einzustufen. 
 
Trotz des ausgewiesenen Überschwemmungsgebietes sind das Planände-
rungsgebiet und insbesondere das darin befindliche Gießener Klärwerk 
als hochwasserfrei einzustufen, was auch und bezüglich eines Havarie-
Szenarios für das Klärwerk unabdingbar sein muss. 
 
Alle in diesem Überschwemmungsgebiet vorgesehenen Bauvorhaben wer-
den selbstverständlich mit der Unteren Wasserbehörde abgestimmt. 
 
Zum weiteren Retentionsausgleich in der Lahnaue wurde schon vor eini-
gen Jahren eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe eingerichtet, die in 
Kürze erste Projekte in die Realisierung bringen wird. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Regierungspräsidium Gießen, Stellungnahme vom 24.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
① Der Anregung wird gefolgt. 
Die Umgrenzung um die genannten Flächen wird übernommen und die 
Tabelle wird entsprechend ergänzt. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
② Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Die vorliegende Festsetzung 5.4 ist ausreichend, um die bei Überbau-
ung des Eidechsen-Lebensraums notwendigen artenschutzrechtliche 
Auflagen im Rahmen des Bauantragsverfahrens umsetzen zu können.  
 

③ Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
Die Festsetzung ist ausreichend. Eine zu eng an dem derzeitigen Stand 
der Technik angelehnte Festsetzung kann bei zukünftigen Wissens- und 
Technikständen schnell zu eng werden (vergleiche z.B. die Festsetzung 
der Natriumdampflampen in alten Bebauungsplänen). Die Ausführun-
gen werden aber in die Begründung integriert. 

 
④ Der Anregung wird ebenfalls teilweise gefolgt. 
Die Festsetzung ist ausreichend. Eine zu eng an dem derzeitigen Stand 
der Technik angelehnte Festsetzung kann bei zukünftigen Wissens- und 
Technikständen schnell zu eng werden. Die Ausführungen werden aber 
in die Begründung integriert. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
⑤ Den Anregungen wird gefolgt. 

 
⑥ Der Anregung wird gefolgt. 

 
⑦ Der Anregung wird nicht gefolgt.  
Die schon im Entwurf dafür vorgesehene Anpflanzfläche wird in Hin-
weisen und Begründung deutlicher gefasst. Art und Umfang der Maß-
nahmen müssen im Baugenehmigungsverfahren festgelegt werden. 
 
⑧ Der Anregung wurde gefolgt.  
2022 wurde eine Nachkartierung der Vegetation und der Amphibien 
in den Gräben veranlasst.  Es wurden nur häufige und anpassungsfä-
hige Pflanzenarten und mit dem Teichfrosch (ohne Reproduktionsnach-
weis) nur eine Amphibienart festgestellt. Es besteht wegen dieses Kar-
tierergebnisses keinerlei Notwendigkeit, die Planung zu verändern. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
⑨ Der Anregung wird nicht gefolgt.  
Die Festsetzung ist ausreichend.  
Auf den Ausnahmetatbestand besteht die Feuerwehr. Eine starke Redu-
zierung der begrünten Flächen ist dadurch nicht zu befürchten. 
 
 
 
 
⑩ Der Anregung wird nicht gefolgt.  
Die Festsetzung ist ausreichend. Bei den anstehenden Neubauten in 
überwiegend öffentlich-rechtlicher Trägerschaft ist eine bewusste Umge-
hung der Festsetzung durch z.B. Dächer mit 5,1°-Neigung nicht zu er-
warten. 
 
⑪ Der Anregung wird gefolgt.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt Stellungnahme vom 11.02.2022 

Behandlungsvorschlag: 
 
⑫ Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Ein 50 m breiter Lüftungskorridor zwischen den vorgesehenen Neubau-
ten ist nicht geplant. Es ist davon auszugehen, dass die Reduktion der 
bioklimatischen Wirkung sich auf die vorhandenen Siedlungsgebiete 
trotzdem eher gering auswirkt, denn  
 die deutlich kräftigere (wenn auch lufthygienisch belastete) Kaltluft-

strömung in der Nachbarschaft über die Bahngleise bleibt erhal-
ten,  

 es werden im Bereich der Kläranlage Flächen verbleiben, auf de-
nen keine baulichen Hindernisse etwaigen Luftströmungen im 
Wege stehen,  

 die Gebäudestellung höherer und längerer Gebäude werden strö-
mungskonform in Nord-Süd- bzw. Nordost-Südwest-Richtung aus-
gerichtet, 

 es wird auf den stark ausgenutzten Bauflächen eine Begrünung mit 
Gehölzen auf 5% der Grundstücksfläche festgesetzt. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 

 
 
① Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Das Kläranlagenareal ist ein abgeschlossenes Betriebsgelände wie die 
anderen Gewerbegrundstücke, die ebenfalls nicht begangen worden 
sind. Durch die B-Plan-Änderung erfolgt keine Umplanung gegenüber 
dem derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan. Größere Baumaßnahmen 
sind in den nächsten Jahren auf dem Gelände nicht geplant. Faunisti-
sche Kartierungen veralten nach 5 Jahren. Aus diesen Gründen wurde 
auf den geforderten zusätzlichen Kartieraufwand verzichtet. Sollte auf 
dem Klärwerksgelände wider Erwarten in den nächsten Jahren erhebli-
che Bautätigkeit stattfinden sollen, muss der Artenschutz im Rahmen 
des Bauantrags abgearbeitet werden.  
 
 Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
Im Entwurf sind Bäume zum Erhalt gekennzeichnet worden. 
 
Die Festsetzung verbleibt in ihrer jetzigen Formulierung, da sich der 
Stand der Technik („ZTV Baumpflege 2017“) innerhalb der Gültigkeits-
dauer des Bebauungsplans ändern kann und die Formulierung dann 
veraltet wäre. Es wird aber in den Hinweisen auf die DIN und Richtli-
nien zur Baumpflege hingewiesen. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 

 
 
 
③ Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Ein Grünflächenanteil von 30% würde eine von der Baunutzungsver-
ordnung gewünschte Ausnutzung von Gewerbegrundstücken von 0,8 
unmöglich machen. Dadurch würde insgesamt der Flächenverbrauch 
für Gewerbe steigen, was nicht gewünscht ist. Eine Verbesserung der 
lokalklimatischen Situation soll in Gewerbegebieten durch eine qualita-
tive Verbesserung der 20% Freiflächen erfolgen. Dazu gehören die 
Vorgabe, flächendeckend auf 5% der Grundstücksgrenze Gehölze an-
zupflanzen, und die Festsetzung zu begrünten Stellplätzen (die nicht 
auf den Grünflächenanteil angerechnet werden, also zuzüglich zum 
20% Grünflächenanteil vorhanden sein werden) 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Umweltamt, Stellungnahme vom 25.01.2019 

 
 
  Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Die Dachbegrünung soll mit PV-Anlagen kombiniert werden. 
Diese Technik ist derzeit noch neu und soll zunächst erst einmal 
mit einer extensiven, geringmächtigen Begrünung etabliert wer-
den.  
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen Stellungnahme vom 15.03.2022 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Stellungnahme vom 20.12.2018 

Behandlungsvorschlag: 

① Der Anregung, im über 50 ha großen, überwiegend bebauten 
Planänderungsgebiet flächendeckend geomagnetische Vorunter-
suchungen durchzuführen, wird nicht gefolgt. 
Es wurde offensichtlich verkannt, dass es sich hier 

- weitgehend um eine Änderung eines rechtskräftigen Bebauungspla-
nes sowie 

- geringfügig um eine Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches 
in ein komplett bebautes Areal 

handelt. In einer solchen Konstellation mit insgesamt zu etwa 70% be-
bauten oder versiegelten Flächen, Streueigentum und nur auf einem un-
tergeordneten Flächenanteil geplanten neuen Vorhaben ist eine flä-
chendeckende Voruntersuchung, die eine weitgehende Freiräumung 
des Geländes von Bebauung, Bepflanzung und Störmaterialien ver-
langt, unverhältnismäßig.   
Unter Punkt C „Hinweise und nachrichtliche Übernahme“ und in Be-
gründung und Umweltbericht wird darauf verwiesen, was bei einem 
Fund von Bodendenkmälern zu veranlassen ist. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Stellungnahme vom 20.12.2018 
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FRÜHZEIT IGE BETE IL IGUNG 
 
03. Dezember 2018 bis einschließlich 18. Januar 2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mehmet Resat Badilli, Stellungnahme vom 18.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mehmet Resat Badilli, Stellungnahme vom 18.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

① Der Anregung zur Ermöglichung eines betreuten Senioren-
Wohnangebotes wird in dem Umfang entsprochen, der in einem 
Gewerbegebiet zulässig wäre. Die Planungsabsicht hat sich aber 
offenkundig inzwischen geändert. 
 

Der Bebauungsplan setzt für diesen Bereich Gewerbegebiet fest. Anla-
gen für gesundheitliche Zwecke können dort gem. § 8 (3) Satz 2 aus-
nahmsweise zugelassen werden. 
In 2019 wurde ein „Wohnhausanbau mit 4 Appartements“ beantragt 
und wegen der (überwiegend geplanten) Wohnnutzung im auch schon 
ohne Bebauungsplan vorhandenen/prägenden Gewerbegebiet abge-
lehnt. 
Der angesprochene Anbau wurde dann in 2020 als Konditoreiwaren-
produktion mit vor kurzem erfolgter Nutzungsänderung zu einer Gast-
stätte mit Dachterrasse genehmigt. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Mehmet Resat Badilli, vertreten durch Architekt Klaus Rehorn, Stellungnahme vom 
22.01.2019 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Jan Fleischhauer, Stellungnahme vom 17.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

① Der Anregung zur Verbreiterung von Wirtschaftswegen für 
den Raddirektweg kann nicht entsprochen werden. 
 

Die genaue Wegführung des geplanten Radschnellweges in Richtung 
Wetzlar steht auch in 2022 noch nicht fest. Hessen Mobil als zustän-
dige Planungsbehörde wird aber in diesem Jahr hierzu die Vorabstim-
mung mit den betroffenen Kommunen angehen. 
Ein Wegeausbau durch eine vorgreifende Verbreiterung der Verkehrs-
fläche in einem etwa 500m langen Teilabschnitt des ca. 14 km langen 
Raddirektweges ist nicht begründbar, zumal eine Trassierung durch 
den Änderungs-Geltungsbereich als eher unwahrscheinlich einge-
schätzt wird. Sollte doch diese Trasse für den Raddirektweg Gießen-
Wetzlar ausgewählt werden, ist ein separates Baurecht nach dem Hes-
sischen Straßengesetz (Planfeststellungsverfahren) zu schaffen. Die 
Planänderungs-Festsetzungen stehen dem nicht im Wege. 
 

② Der Anregung wird aus den in 1 genannten Gründen nicht 
entsprochen. 
Ein Neubau oder eine sonstige Veränderung der B 429-Unterführung 
in Verlängerung des Bachwegs, welche sich außerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplans befindet, ist nicht geplant. Dies kann 
zudem nicht über einen Bebauungsplan geregelt werden. Bereiche 
westlich des Gießener Rings befinden sich ebenfalls nicht im Geltungs-
bereich. 
Die Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Rad-
weg“ wurde auch im Bereich der B 429-Unterführung verbreitert 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Jan Fleischhauer, Stellungnahme vom 17.01.2019 

 

Behandlungsvorschlag: 
 

③ Der Anregung zur Absicherung einer vorhandenen Wegever-
bindung wird entsprochen. 
 

Um Zuge der Ausbauplanung der Lahnstraßenunterführung wurde eine 
Verbindung zwischen der angesprochenen Wendeanlage und der 
Lahnstraße festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

④ Der Anregung eines Verzichtes auf zusätzliche Verwaltungs-
einheiten (in der Gemeinbedarfsfläche) wird nicht entsprochen. 
Die Festsetzung der Gemeinbedarfsfläche für die öffentliche Verwal-
tung im Änderungsplan ersetzt eine Versorgungs-Teilfläche, auf der 
grundsätzlich auch das dort konkret geplante Kundenzentrum der 
MWB hätte realisiert werden können. Die Entfernung zur nächst gele-
gen vorhandenen Bushaltestelle beträgt weniger als 400m. In der Nah-
verkehrsplanung kann auf diese Ansiedlung durch Intensivierung der 
Busanbindung reagiert werden. 
Die Ansiedlung des Kundenzentrums im Zusammenhang mit dem Be-
triebshof und anderen MWB-Anlagen ist sinnvoll und spart internen 
Fahrverkehr ein. 
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Bauleitplanung der Universitätsstadt Gießen 

Bebauungsplan Nr. G 11 „Margaretenhütte“, 1. Änderung u. Erweiterung 

Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Universitätsstadt Gießen, Jugendamt, Stellungnahme vom 31.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

① Der Einschätzung wird gefolgt. Der zur Änderungs-Einleitung 
noch vorangefragte Bordell-Neubau im planänderungsgebiet 
konnte inzwischen abgewehrt werden und wird durch einen 
(größeren) anderweitig gewerblichen Neubau ersetzt. 
 

Die Planänderung soll u.a. erreichen, dass Einrichtungen und Betriebe, 
die auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter aus-
gerichtet sind, unzulässig werden. So kann auch an anderen Stellen im 
Planänderungsgebiet kein Bordell mehr entstehen. 
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Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungs-
planentwurfes gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgebracht wurden. 

Stadtwerke Gießen AG, Stellungnahme vom 21.01.2019 

Behandlungsvorschlag: 

① Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Eine zusätzliche 
Bushaltestelle kann grundsätzlich nicht im Bebauungsplan festge-
setzt werden, jedoch ist am vorgeschlagenen Standort ausrei-
chend Platz innerhalb der festgesetzten und bereits ausgebauten 
Verkehrsfläche. 

Es wird im Übrigen auf die Abwägung der Stellungnahmen vom Ver-
kehrsverbund Lahn-Dill-Weil (18.01.2022) und des RMV verwiesen. 

Eine zusätzliche Bushaltestelle muss sich aus der Fortschreibung der 
Nahverkehrsplanung ergeben. 
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